
 

 

Genehmigung für Errichtung und Betrieb einer Anlage zur chemisch-physikalischen 
Behandlung von gefährlichen und nicht gefährlichen Abfällen 

in 19322 Wittenberge  
    

Bekanntmachung des Landesamtes für Umwelt 
Vom 16. Januar 2024 

 
 

Der Firma VZW GmbH, Sickingmühler Straße 122 in 45772 Marl, wurde die Genehmigung 
nach § 4 des Bundes-Immissionsschutzgesetzes (BImSchG) erteilt, auf dem Grundstück 
Helmuth-Astl-Straße 3, 19322 Wittenberge in der Gemarkung Wittenberge, Flur 4, Flurstück 
180 eine Anlage zur chemisch-physikalischen Behandlung von gefährlichen und nicht 
gefährlichen Abfällen zu errichten und zu betreiben.  
 
Die Genehmigungsentscheidung und die Rechtsbehelfsbelehrung lauten: 
 
„1. Der Firma VZW GmbH, Sickingmühler Straße 122 in 45772 Marl (im Folgenden: 

Antragstellerin), wird die 
 

Genehmigung 
 

erteilt, eine Anlage zur chemischen Behandlung, insbesondere zur chemischen 
Emulsionsspaltung, Fällung, Flockung, Kalzinierung, Neutralisation oder Oxydation 
von gefährlichen Abfällen mit einer Durchsatzkapazität von 10 Tonnen oder mehr je 
Tag i. V. m. einer Anlage zur chemischen Behandlung, insbesondere zur chemischen 
Emulsionsspaltung, Fällung, Flockung, Kalzinierung, Neutralisation oder Oxidation von 
nicht gefährlichen Abfällen mit einer Durchsatzkapazität an Einsatzstoffen von 50 
Tonnen oder mehr je Tag gemäß Nr. 8.8.2.1 EG gemäß des Anhangs 1 der 4. BImSchV 
auf dem Grundstück 

 
in 19322 Wittenberge, Helmuth-Astl-Straße 3, 
Gemarkung Wittenberge, 
Flur 4, Flurstück 180   

 
in dem unter II. und III. dieser Entscheidung beschriebenen Umfang und unter 
Einhaltung der unter IV. genannten Inhalts- und Nebenbestimmungen zu errichten und 
zu betreiben. 

 
2. Die Genehmigung umfasst nach § 13 BImSchG insbesondere folgende 

Entscheidungen: 
 

- die Baugenehmigung nach § 72 Abs. 1 Satz 1 der Brandenburgischen 
Bauordnung (BbgBO) 

- die wasserrechtliche Entscheidung zum Umgang mit wassergefährdenden 
Stoffen Reg.-Nr.: AU 23/424/0030 gemäß § 62 Wasserhaushaltsgesetz (WHG) 
i. V. m. § 126 Abs. 1 Brandenburgisches Wassergesetz (BbgWG) 

- die wasserrechtliche Indirekteinleitergenehmigung Reg.-Nr.: G72 23/424/0030 
gemäß § 72 BbgWG 

- die denkmalrechtliche Erlaubnis zur Veränderung des Bodendenkmals 112.246 
„Siedlung Urgeschichte“ gemäß § 9 Abs. 1 Brandenburgisches 
Denkmalschutzgesetz (BbgDSchG).  

 
3. Die Antragstellerin hat die Kosten des Verfahrens zu tragen 
 
VII. Rechtsbehelfsbelehrung 
 



 

 

Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe Widerspruch beim 
Landesamt für Umwelt mit Sitz in Potsdam erhoben werden.“ 
 
Das Vorhaben unterlag einer Umweltverträglichkeitsprüfung. 
 
Die immissionsschutzrechtliche Genehmigung wurde unter den im Genehmigungsbescheid 
aufgeführten Nebenbestimmungen erteilt. 
 
In der Genehmigung nach Bundes-Immissionsschutzgesetz ist über alle rechtzeitig 
vorgetragenen Einwendungen entschieden worden. 
 
Die Anlage unterliegt dem Anwendungsbereich der Allgemeinen Verwaltungsvorschrift zur 
Umsetzung des Durchführungsbeschlusses (EU) 2018/1147 der Kommission vom 10. August 
2018 über Schlussfolgerungen zu den bestverfügbaren Techniken (BVT) gemäß der Richtlinie 
2010/75/EU des Europäischen Parlaments und des Rates über Industrieemissionen (IED) in 
Bezug auf Abfallbehandlungsanlagen sowie des Anhangs 27 der Abwasserverordnung 
(AbwV) vom 17. Juni 2004 für Indirekteinleitungen in das kommunale Abwassersystem. Die 
Forderungen aus der BVT Nummer 14 (Biofilter Wartung, Einhausung, Absaugung, Reinigung 
der Abfallbereiche, Leckageerkennung) werden eingehalten. 
 
Auslegung 
 
Die Auslegung der Entscheidung sowie der dazugehörigen erforderlichen Unterlagen wird 
gemäß § 3 Absatz 1 Satz 1 des Gesetzes zur Sicherstellung ordnungsgemäßer Planungs- und 
Genehmigungsverfahren während der COVID-19-Pandemie (Planungssicherstellungsgesetz 
– PlanSiG) durch eine Veröffentlichung dieser Unterlagen im Internet ersetzt. 
 
Die Genehmigung nach Bundes-Immissionsschutzgesetz mit einer Ausfertigung der 
genehmigten Antragsunterlagen wird in der Zeit vom 18. Januar 2024 bis einschließlich 31. 
Januar 2024 über das länderübergreifende zentrale UVP-Internetportal unter 
https://www.uvp-verbund.de/ veröffentlicht. 
 
Als zusätzliches Informationsangebot im Sinne von § 3 Absatz 2 Satz 1 PlanSiG wird die 
Genehmigung nach Bundes-Immissionsschutzgesetz mit einer Ausfertigung der genehmigten 
Antragsunterlagen zeitgleich bei folgenden Behörden ausgelegt und kann dort während der 
Dienststunden von jedermann eingesehen werden: 
 

− Landesamt für Umwelt, Abteilung Technischer Umweltschutz 1, 
Genehmigungsverfahrensstelle West, Fehrbelliner Straße 4 a, Zimmer 4.03, 16816 
Neuruppin, 

− Stadtverwaltung Wittenberge, Bauamt, Raum 47, August-Bebel-Straße 10, 19322 
Wittenberge. 

 
Für Einsichtnahmen in die in Papierform ausgelegten Unterlagen wird um eine vorherige 
Anmeldung während der Dienststunden unter folgenden Kontaktdaten gebeten: 
 
- Landesamt für Umwelt: Frau Rösler, Referat T 11, Telefonnummer 03391 838-546, 
- Stadtverwaltung Wittenberge: Herr Böttcher, Bauamt, Telefonnummer 03877 951-160. 
 
Mit dem Ende der Auslegungsfrist gilt der Bescheid den Einwendern und auch 
gegenüber Dritten, die keine Einwendung erhoben haben, als zugestellt. 
 
Da es sich um eine Anlage nach der Richtlinie 2010/75/EU über Industrieemissionen (IED) 
handelt, wird der Bescheid zeitgleich auf folgender Internetseite unter der Vorhaben-ID 
030.00.00/22 veröffentlicht: 
https://lfu.brandenburg.de/info/genehmigungen-west 



 

 

 
Nach der öffentlichen Bekanntmachung können der Bescheid und seine Begründung bis zum 
Ablauf der Widerspruchsfrist von den Personen, die Einwendungen erhoben haben, beim 
Landesamt für Umwelt, Genehmigungsverfahrensstelle West, Postfach 60 10 61 in 14410 
Potsdam schriftlich angefordert werden. 
 
Rechtsbehelfsbelehrung 
 
Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach Zustellung Widerspruch beim 
Landesamt für Umwelt mit Sitz in Potsdam erhoben werden. 
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